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Der Koordinierungskreis des Netz-
werkes »Was tun?!« innerhalb der 
Partei Die Linke kritisierte in einem 
am Mittwoch nachmittag versandten 
Rundbrief einen »Putsch von oben« 
bei der Kandidatenpräsentation zur 
EU-Wahl: 
Die Vorsitzenden der  Partei  Die  Linke  
haben  am  17.7.  2023  ohne  Absprache  
mit den zuständigen Parteigremien ihre 
Spitzenkandidat/innen für die Wahl zum 
EU-Parlament im kommenden Jahr der 
Öffentlichkeit  präsentiert.  Das  selbst-
ernannte  Team  –  bestehend  aus  dem  
Parteivorsitzenden  Martin  Schirdewan,  
der  Klima-  und  Flüchtlingsaktivistin  
Carola Rackete, der MEP Özlem Demi-
rel  und  dem  Sozialmediziner  Gerhard  
Trabert – schafft Fakten. (…) Es handelt 
sich um einen »Putsch von oben«. Mit  
der  eigenmächtigen und satzungswidri-
gen  »Installierung«  des  »Spitzenteams  
wird  bewusst  und  absichtlich  der  Kon-
flikt bis zur endgültigen Bruchlinie hin 
verschärft – die drohende Spaltung der 
Partei  wird  faktisch  von  der  Parteifüh-
rung vollzogen. 

Wenn die von Carola Rackete muster-
gültig gelebte Solidarität mit den Opfern 
der  EU-Abschottungspolitik  im  Mittel-
meer mit der Anschlussfähigkeit an die 

Kriegspolitik  der  EU  verbunden  wird  
und  wesentliche  Teile  der  Begründun-
gen für  die  Kriegspolitik  der  EU über-
nommen werden, dann wird jede Orien-
tierung und die Reflexionsfähigkeit der 
Partei Die Linke verlorengehen. (…) 

Carola Rackete und ihr Umkreis (…) 
forderten  einen  Politikwechsel  in  der  
Außenpolitik  der  Partei.  Sie  forderten  
eine  Unterstützung  des  »ukrainischen  
Widerstands«.  Jedoch  unreflektiert  
Partei  zu  ergreifen  zugunsten  einer  
Konfliktseite,  hier  der  Ukraine,  bedeu-
tet  eben  auch,  den  NATO-Stellvertre-
terkrieg  gegen  Russland  zu  unterstüt-
zen.  (…)  Es  ist  die  direkte  Aufforde-
rung, mit unseren bisherigen internatio-
nalistischen,  antimilitaristischen  und  
antiimperialistischen Positionen, wie sie 
im Erfurter Programm festgehalten sind, 
zu brechen. (…) 

auf  der  Jan-Fedder-Promenade  am  
Baumwall  eine  Kundgebung  statt.  Die  
Freiheitsflotte  wird  dieses  Jahr  inner-
halb  Europas  für  die  Kinder  von Gaza  
segeln, um Unterstützung für eine wei-
tere  gewaltfreie  direkte  Aktion  gegen  
Israels  Blockade  des  Gazastreifens  zu  
gewinnen.  Mit  dabei  ist  die  Jüdische  
Stimme  für  gerechten  Frieden  in  Nah-
ost,  ATTAC  Hamburg,  der  Palästi-
nensische  Frauenverein  Hamburg,  die  
Deutsch-Palästinensische  Medizinische  
Gesellschaft  e.V.,  die  Palästinensische  
Gemeinde  Deutschland  Hamburg,  die  
Deutsch-Palästinensische  Gesellschaft  
und die Palästina Initiative Hamburg. 

Vom 31. Juli bis zum 4. August wird 
das  Schiff  der  Freiheitsflotte  in  Ham-
burg anlegen und im City-Boothafen bei 
der  Jan-Fedder-Promenade  am  Baum-
wall  festmachen.  Die  »Handala«-Crew  
setzt  sich  für  die  Beendigung  der  il-
legalen  Land-,  Luft-  und  Seeblockade  
des  Gazastreifens  durch  Israel  ein,  die  
nun bereits seit 17 Jahren anhält. Israels 
aktuelle  militärische  Abriegelung  und  
Blockade  des  Gazastreifens  stellt  eine  
Verschärfung  der  jahrzehntelangen  es-
kalierenden israelischen Politik dar, die 
den Gazastreifen zum »riesigen Freiluft-
gefängnis« (…) gemacht hat. (…) 

Bundesverkehrsminister 
Volker Wissing von der 
FDP, Hessens Verkehrs-

minister Tarek Al-Wazir von den 
Grünen und Frankfurts Ober-
bürgermeister Mike Josef, SPD, 
äußern sich begeistert zum Bau 
des geplanten Fernbahntunnels in 
der Mainmetropole. Kündigt sich 
ein ähnliches Desaster wie beim 
Prestigeobjekt »Stuttgart 21« an?

Allerdings.  Wir  brauchen  jetzt  den  
Ausbau  in  der  Fläche  und  oberirdisch;  
nicht  aber  einen  Fernbahntunnel,  der  
bestenfalls  in  zwanzig  Jahren  fertig-
gestellt  wird.  Denn  die  meisten  Men-
schen  profitieren  nicht  von  schnellen  
Fernstrecken.  Zumal  die  vermeintliche  
Zeitersparnis durch lange Fußwege und 
Verbleib  auf  Rolltreppen  in  die  Tiefe  
wieder minimiert wird. Für die mehr als 
300.000  Pendler,  die  täglich  mit  dem  
Auto in die Stadt hineinfahren, sind da-
gegen vielmehr Bahnhöfe und der Aus-
bau der Gleise in ländlichen Gegenden 
erforderlich.  Weil  es  keine  Anschlüsse  
gibt,  können  viele  das  49-Euro-Ticket  
nicht nutzen. Während des Baus werden 
Gleise  gesperrt  werden.  Die  Bahnhofs-
mission, die in Not geratene Menschen 
benötigen,  wird  umziehen  müssen.  Ef-
fektiv ist der Plan nicht, dafür aber ein 
Milliardengrab.

Nachdem der geplante Abriss des 
Hauptbahnhofs im Rahmen des 
Projekts »Frankfurt 21« geschei-
tert war und Pläne dazu klamm-
heimlich ad acta gelegt, legte man 
also einen kostenintensiven Fern-
bahntunnel nach?

Auch in Frankfurt wollte man ursprüng-
lich  den  Bahnhof  abreißen  und  in  die  
Tiefe  verlegen.  Das  ist  vom  Tisch,  
weil  »Stuttgart  21«  gezeigt  hat,  dass  
sich die  Kosten während des Baus oh-
nehin  verdoppeln  oder  verdreifachen.  

3,6 Milliarden Euro würde der Bau des 
Frankfurter  Tunnels  kosten,  hieß  es  
2019.  Seither  schossen  wegen  der  Co-
ronakrise  und  dem  Ukraine-Krieg  die  
Kosten massiv in die Höhe. Er wird lo-
cker zehn Milliarden Euro verschlingen.

Wieso befürchten Sie, dass der 
Tunnelbau die Erderwärmung 
weiter anheizen werde?

Laut  Verkehrswissenschaftler  Martin  
Vieregg werden durch verbauten Stahl 
und Beton 800.000 Tonnen CO2 frei-
gesetzt. Selbst wenn der Fernbahntun-
nel  laut  Angaben  der  Bahn  AG  nach  
seiner  Fertigstellung  90  Tonnen  CO2 
pro Tag vermeidet, weil dann ja weni-
ger Autos fahren, hätte sich der Treib-
hauseffekt des Baus erst 24 Jahre spä-
ter  amortisiert:  Wäre  der  Tunnel  wie  
angekündigt 2040 fertig, dann also im 
Jahr  2064.  Zudem würde  die  Umset-
zung des Großprojekts den weltweiten 
Sandmangel verschärfen.

Sie widersprechen also der An-
kündigung, dass Frankfurt mit 
dem Tunnel ein Verkehrsknoten 
im Sinn des »Deutschland-Takts« 
werden kann?

Verkehrsminister  Wissing  schwärm-
te  von  einem  »Herzstück  des  

Deutschland-Takts«. Das Problem: Der 
Frankfurter  Hauptbahnhof  wird  kein  
Taktknoten, ob mit oder ohne Fernbahn-
tunnel, denn die nächsten Fernbahnhöfe 
sind weder unter 60 noch unter 30 Minu-
ten zu erreichen.

Weshalb ist es noch so ruhig, 
was den Widerstand gegen das 
Projekt betrifft? In Stuttgart war 
die halbe Stadt auf den Beinen – 
schläft die Klimaschutzbewegung 
in Frankfurt am Main?

»Stuttgart  21« wurde 1994 geplant,  der  
Aufstand begann 2010 mit dem Bau. In 
Frankfurt  werden  die  Menschen  noch  
merken, was der Fernbahntunnel bedeu-
tet.

Welche Risiken sind denn mit 
dem Untertunneln der Stadt ver-
bunden?

Straßen  werden  komplett  stillgelegt,  
mit  der  Folge:  Stau,  Chaos,  CO2  en  
masse  am  Mainufer.  Bahnfahrgäste  
werden  fliehen,  weil  die  Gleise  auf-
grund von Baumaßnahmen minimiert 
werden.  Nach Fertigstellung  wird  zu-
dem der Brandschutz Thema sein. Bei 
einem  Brand  eines  Zuges  im  Tunnel  
der Gletscherbahn in Kaprun in Öster-
reich  starben  im Jahr  2000 155  Men-
schen  an  Rauchvergiftung.  In  letzter  
Zeit häuften sich Brände in ICEs.

Gibt sich die Baulobby tatsächlich 
bei Politikern von SPD, Grünen 
und FDP die Klinke in die Hand?

Das wissen wir nicht, weil das ja nicht 
transparent  läuft.  Allerdings  ist  mit  
einer  Tunnelstrecke  mehr  Geld  zu  
machen  als  mit  einer  oberirdischen.  
Die Bauindustrie will  nach »Stuttgart  
21« ihre Logistik weiter einsetzen. Zu-
nächst sollte der Ferntunnel in Frank-
furt 2030 fertig sein, jetzt ist von 2040 
die  Rede – warum? »Stuttgart  21« ist  
auch noch nicht fertig.

� Interview: Gitta Düperthal

»Mit einer Tunnelstrecke ist 
mehr Geld zu machen«

Mächtiger Weltteil
Russland-Afrika-Gipfel

Schon wieder: ein Kotau. Nicht 
einfach, die Contenance dabei 
zu wahren. Der DGB-Eisen-

bahnergewerkschaft EVG eilt längst 
der Ruf voraus, vor allem eins zu 
sein: handzahm und konfliktscheu. 
Prompt bestätigt am Mittwoch abend 
durch den Schlichterspruch im lauen 
Tarifsparring zwischen DB AG und 
EVG. Was besagt das Sprüchlein? 
Im Kern ein zweistufiges Entgelt-
plus von 410 Euro für die meisten 
Kolleginnen und Kollegen bei einer 
Laufzeit von 25 Monaten. Mickrig, 
bestenfalls, trotz einmaliger »Infla-
tionsausgleichsprämie«. Weil weit 
entfernt von der ursprünglichen 
Forderung: Minimum 650 Euro bei 
maximal zwölf Monaten. Und, noch 
ärger, die »Empfehlung« aus der 
Schlichterei weicht nur geringfügig 
ab vom letzten DB-Tarifangebot 
(400 Euro, 27 Monate Laufzeit).

Einigermaßen blamabel für den 
EVG-Chefverhandler Kristian 
Loroch. Der es indes versteht, wort-
akrobatisch die Schlappe, sprich den 
ausgedealten Reallohnverlust, um-
zudeuten; der Schlichterspruch sei 
nur »augenscheinlich nah dran« am 
DB-Angebot. Soso. Folglich wünscht 
sich Loroch Zustimmung durch Bun-
desvorstand und Belegschaft.

Mal ehrlich, was sind Tarifforde-
rungen wert, wenn Gewerkschafts-
bosse nonchalant ihr eigenes Ding 
drehen? Klar, werden jetzt einige 
einwenden, Forderungen sind keine 

Ergebnisse. Stimmt wohl. Aber: 
Wann wollen sich durch Arbeiter 
alimentierte Funktionäre gerade-
machen, wenn nicht in der Krise? 
Zumal die Belegschaft seit Ende Fe-
bruar mobilisiert worden war, zwi-
schendrin ein bisschen Warnstreik 
lief. Für was bloß?

Okay, Schnitt. Und kurz Luft ho-
len, noch bleibt ein wenig Zeit zum 
Opponieren. Am Freitag tagen die 
EVG-Oberen. Unter ihnen dürfte 
kaum Widerspruch zum »Kompro-
missvorschlag« laut werden. Eher 
bei der Urabstimmung. EVGler 
befinden bis Ende August darüber. 
Nur, die Hürden sind bekanntlich 
verdammt hoch, drei Viertel von 
ihnen müssten gegen das sehr wahr-
scheinliche Abnicken des Bundes-
vorstands votieren. Die Folge wären 
Streiks; unbefristete, keine Kurz-
zeitausstände. So hatten es Loroch 
und Co. angekündigt. Ein schöner 
Traum, kaum mehr. Den Vorstehern 
aus der Gewerkschaftszentrale 
würde bestimmt ein Kniff einfallen, 
Bahn und Busse nicht lahmlegen zu 
müssen. Das können sie.

Eine Restvision – trotz akuter Be-
handlungsgefahr – bleibt. Hey Kol-
leginnen und Kollegen, vielleicht 
mal was Untergründiges probieren, 
eine Art revolutionäre Gewerk-
schaftsopposition auf die Schiene 
bringen. Rabatz, temporär zumin-
dest. Eskalieren statt schlichten also. 
Hauptsache: Kein Kotau!

S ie hat es wieder getan. Süd-
afrikas Außenministerin 
Naledi Pandor setzte sich am 

Mittwoch für eine halbe Stunde in 
ein Studio des russischen Fernseh-
senders RT und erklärte in verbind-
licher, aber deutlicher Sprache, um 
was es aus ihrer Sicht in der Welt 
gegenwärtig geht und welche Rolle in 
ihr die afrikanischen Staaten spielen. 
Das vorläufig beendete Getreide-
abkommen spielte dabei nur eine 
geringe Rolle: Den Afrikanern werde 
gesagt, die westlichen Sanktionen 
gegen Russland seien nicht die Ursa-
che für hohe Getreidepreise, weil sie 
sich nicht gegen Nahrungsmittel rich-
teten. Pandor: »Das Problem ist nur: 
Wir bekommen das so zu spüren.«

Die arrogante Heuchelei des Wes-
tens gegen vermeintlich schwache 
Staaten stoppt so etwas nicht. Die 
deutsche »Entwicklungs«ministerin 
Svenja Schulze (SPD) meinte zum 
Beispiel ebenfalls am Mittwoch, 
den 49 von 55 Staaten Afrikas, die 
Delegationen zum Russland-Afrika-
Gipfel geschickt hatten, erklären zu 
müssen, dass sie an einer »PR-Show 
Putins« teilnähmen. Ohne Belehrung 
aus Berlin begreifen die Schwarzen 
nichts.

Vorm Hintergrund des Geifers be-
schäftigte sich Pandor mit Wesentli-
chem. So seien etwa Völkerrecht und 
Vereinte Nationen in keinem guten 
Zustand, weil »sie zu einer Waffe 
gegen andere gemacht« worden 

seien: »Das müssen wir beenden.« 
Afrika sei ein »mächtiger Teil der 
Welt«, der lange kolonial unterdrückt 
worden sei. Die Unterdrückten selbst 
müssten das ändern, um die eigenen 
Ressourcen im Interesse ihrer Völker 
zu nutzen. Voraussetzung sei aber, 
»dass wir unsere eigene Macht erken-
nen«. Wehren könnten sie sich mit 
Hilfe der UN und solcher Staaten wie 
Russland oder China. Pandor wies an 
dieser Stelle darauf hin, wer Afrika 
in der Pandemie geholfen habe und 
wer nicht.

Einen Monat vor dem BRICS-
Gipfel in Südafrika erklärte sie, der 
Moment für Änderungen der Welt-
ordnung sei jetzt. Man wolle nicht 
mehr »Geisel« des US-Dollars zu 
sein, zumal wenn USA und EU einen 
offenen Handelskrieg gegen China 
und Russland führten.

Die Äußerungen Pandors, die auf 
dem Weg nach St. Petersburg in Bei-
jing Station gemacht hatte, bringen 
die Veränderungen im globalen Kräf-
teverhältnis zum Ausdruck, die ein 
ungewollter Nebeneffekt des NATO-
Krieges gegen Russland sind. Stänke-
reien einer deutschen Ministerin sind 
daneben lächerlich: Nichts begriffen, 
sondern immer noch auf dem Herren-
volktrip. Washington kritisiert, Süd-
afrika und andere betrieben eine Poli-
tik der »aktiven Blockfreiheit«. Was 
besagt: Der ganze Kontinent entzieht 
sich Diktaten, erst recht denen der 
Kolonialisten.

Arnold Schölzel

Hessen: Gegen Bahntiefbauprojekt in Frankfurt am Main regt sich 
Widerstand. Ein Gespräch mit Hans-Jürgen Hammelmann

Von

Hans-Jürgen Hammelmann ist 
Sprecher der Initiative »Frankfurt 22«
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Abgeschrieben

EVG übt Kniefall
Schlichterspruch im Tarifkonflikt

Oliver RastVon
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